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Mindestsicherung in Europa

Mindestsicherungssysteme (oder: Mindesteinkommensregelungen, Minimum Income Schemes)

· Transferleistungen für Menschen im arbeitsfähigen Alter, die keine anderen Möglichkeiten der finanziellen Unterstützung haben. Meist steuerfinanziert, nicht beitragsgebunden (plus gewisse bedarfsgeprüfte Sozialversicherungsleistungen, z.B. Notstandshilfe in Ö) 

· Ziel: Verhinderung von Notlagen und Sicherstellung eines Mindestlebensstandards 

· Unterschied zu Grundeinkommen: Bedarfsprüfung und Bereitschaft zur Erwerbstätigkeit 
Mindestsicherungssysteme in Europa 

· Mindestsicherungssysteme existieren in fast allen europäischen Ländern, aber große Unterschiede in gesetzlichen Bestimmungen, Reichweite und Wirksamkeit der Systeme

· „Vorsichtige“ Einteilung
:

· relativ einheitliche und umfassende Systeme, die grundsätzlich allen Personen mit unzureichenden Mitteln offen stehen (z.B. A, BE, CZ, DE, DK, FI, NL, PT, SI, SE)

· sehr komplexe Systeme aus unterschiedlichen, sich teilweise überlappenden Einzelbeihilfen für bestimmte Gruppen, die aber je nach Land den überwiegenden Teil der bedürftigen Personen abdecken (z.B. ES, FR bis 2009, IE, UK)

· einheitliche Systeme, aber mit stark restriktiven Zugangsregeln, die eine beträchtliche Zahl an Menschen in Notlagen de facto ausschließen (z.B. EE, HU, LT, LV, PL, SK). 

· keine etablierten oder landesweit geltenden Mindesteinkommensregeln, keine Unterstützung für manche Gruppen (I, GR, BG). 

· Der Umfang der Mindestsicherung hängt auch von der Ausgestaltung des übrigen sozialen Systems ab (z.B. geringere Rolle der Sozialhilfe in Skandinavien, wichtige Rolle in UK)

· Gemeinsamkeiten: meist Zugangsregeln bzgl. Alter, Wohnort, Einkommenstest und Arbeitswilligkeit. 

· Trend der letzten Jahre: Verschärfung der Zugangsregeln, Fokus auf Aktivierung und Arbeitswilligkeit 

Mängel und Herausforderungen europäischer Mindestsicherungssysteme

Zugang zu Unterstützung 

· starke Unterschiede im Zugang bedürftiger Menschen zu Unterstützungsleistungen 

· Häufig auch Nichtinanspruchnahme (Non-take-up) 

Höhe der Leistungen
· Leistungen durchwegs unter der Armutsgefährdungsschwelle (häufig weit darunter), daher kein Schutz vor Armut (z.B. Ö: € 752,94/Monat (2011), Armutsgefährdungsschwelle: €994/Monat (2009))

· Mindestniveaus häufig relativ willkürlich politisch festgelegt (und nicht an Inflation/Lohnniveau angepasst). 

Aktivierung / Fokus auf Rückkehr in Beschäftigung
· Starker Fokus auf Aktivierung im Sinne einer Verschärfung von Zugangsregeln und Zwangs- und Kontrollmechanismen – deutlich weniger Fokus auf Stärkung der Handlungsautonomie, Befähigung zur Partizipation in Gesellschaft und Arbeitsmarkt 

· Debatte um negative Arbeitsanreize durch „zu hohes“ Leistungsniveau verdeckt häufig andere Barrieren der Rückkehr in die Beschäftigung z.B. der in vielen Ländern sofortige Verlust von Leistungen bei Zuverdienst, eine drohende Rückzahlungspflicht von Leistungen, multiple Problemlagen der Betroffenen, zusätzliche Kosten bei Beschäftigung für Transport und Kinderbetreuung, und vor allem die  allgemein die oft sehr schwierige Lage auf den Arbeitsmärkten

· Rückkehr in Beschäftigung wichtig, aber nicht für alle möglich und nicht immer ausreichend für Armutsbekämpfung (Working-poor als zunehmendes Phänomen in Europa) 
	Mindestsicherungssysteme spielen eine wichtige Rolle in der Linderung von Armut, sind aber derzeit nirgendwo in Europa ausreichend, um die Menschen aus der Armut zu befreien und ein Leben in Würde zu garantieren. 

Ein erheblicher Teil bedürftiger Menschen hat häufig überhaupt keinen Zugang zu derartigen Leistungen. Ein bei weitem größeres Problem als Sozialmissbrauch oder „sozialer Hängematte“ ist daher die Unterversorgung einer großen Gruppe an Menschen mit grundlegenden Ressourcen und Hilfestellungen.

In vielen Mindestsicherungssystemen liegt der Fokus stärker auf einer Aktivierung im Sinne einer Erhöhung von Zwang und Kontrolle, seltener emanzipatorisch durch die Stärkung der Handlungsautonomie der Personen. 

Beschäftigung wird als wichtigste Strategie der Armutsbekämpfung gesehen, dabei wird häufig ausgeblendet dass

· Arbeitslosigkeit in erster Linie strukturell verursacht ist (v.a. in der Wirtschaftskrise)

· Fehlende Arbeitswilligkeit selten die zentrale Barriere in der Wiedereingliederung ist

· (volle) Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt nicht für alle Menschen möglich ist

· Beschäftigung nicht immer vor Armut schützt (working poor).

Trotz der Bedeutung von Mindestsicherungssystemen als letztes soziales Netz vor allem angesichts der derzeitigen Wirtschaftskrise sind diese Leistungen in vielen Ländern massiv von der Kürzung der Sozialbudgets betroffen. 
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